
Die Hauptlastverteilung ist die Stelle des Ministeriums, 
die die Energieverteilung in der sogenannten DDR be­
stimmt. Unter ihr arbeiten Lastverteiler bei den Energie­
bezirken und Energiebetrieben. Ich habe nun erlebt, wie 
ganz regelmäßig die Vertreter des Büros für Wirt­
schaftsfragen in der Hauptverwaltung Energie erschie­
nen, die Listen der volkseigenen Betriebe vorlegten, 
die unbedingt mit Strom versorgt werden müßten. Es 
war die Anweisung für die Energieverteilung, die 
Wünsche des Büros für Wirtschaftsfragen in den Gren­
zen des möglichen unbedingt zu berücksichtigen. Bei 
den von dem Wirtschaftsbüro angegebenen volks­
eigenen Betrieben handelt es sich um solche, die un­
mittelbar oder mittelbar für die Kriegswirtschaft pro­
duzieren. Die Hauptlastverteilung hat dann für regel­
mäßige Energieversorgung dieser volkseigenen Betriebe 
Sorge getragen derart, daß sie die Privatbetriebe in 
noch stärkerem Maße als bisher von der Stromversor­
gung abschaltete.
Berlin, den 5. 4. 1953

v. g. u.
gez. Unterschrift gez. Dr. Werner Preuss

*

Dem Gebot der Parteilichkeit unterliegen nicht nur die 
Angestellten der Verwaltungsorgane, auch die einzel­
nen Wirtschaftsbetriebe der volkseigenen Industrie und 
des Handels sind der Forderung nach Parteilichkeit 
unterworfen. Leitende Angestellte der volkseigenen In­
dustrie werden fristlos entlassen, wenn sie an private 
Industrieunternehmen Aufträge erteilen. Selbst Zucht­
hausstrafen werden verhängt, wenn Angestellte der 
volkseigenen Wirtschaft den privaten Betrieben gegen­
über ein geringes Entgegenkommen zeigen und damit 
das Gebot der Parteilichkeit außer acht lassen, wie fol­
gendes Dokument zeigt:

DOKUMENT 252

Es erscheint Herr Rudolf N i e s e 1, z. Zt. Westberlin, 
und erklärt:
Ich bin mir der Bedeutung eines protokollarischen Be­
richts voll bewußt und erkläre, daß der Inhalt dieses 
Berichts der Wahrheit entspricht.
Ich war Angestellter des volkseigenen Großhandels­
organs, Handelskontor für Haushaltswaren in Stendal. 
Aus dieser meiner Tätigkeit erlebte ich, daß der Lager­
leiter Werner H o r n ,  ca. 40 Jahre alt, verheiratet, 
wohnhaft in Stendal-Röxe, im April 1953 von seiner 
Dienststelle, dem Handelskontor für Haushaltswaren, 
fristlos entlassen wurde, weil er als Lagerleiter den 
privaten Einzelhandel mit Handelsware, Haushaltungs­
gegenständen und mit Glas- und Keramikware nach 
Meinung der Geschäftsleitung zu gut beliefert hatte. 
Dieser Vorwurf war insbesondere von der SED-Kreis- 
leitung Stendal erhoben worden, wobei die SED über 
ihre Parteiorganisation und über die Betriebsleitung 
des Kontors die Entfernung des Lagerleiters verlangte. 
Gleichzeitig wurde auf Betreiben der SED ein Wirt­
schaftsstrafverfahren gegen Horn eingeleitet, wonach 
Horn zu 2»/a oder 3 Jahren Zuchthaus wegen angeb­
licher Wirtschaftssabotage verurteilt worden ist. Die 
Verurteilung erfolgte durch den in Stendal tätigen 
Kreisrichter auf Betreiben des Staatsanwalts Denecke. 
Nach dem 17. 6. 1953 wurde Horn aus der Haft ent­
lassen und flüchtete nach Westberlin.
Bei den an den privaten Handel gelieferten Waren han­
delte es sich zum überwiegenden Teil um sogenannte 
Überhangware, also Ware, die der volkseigene Handel 
und auch der genossenschaftliche Handel wegen schlech­
ter Qualität nicht abnahm, und die praktisch als unver­
käuflich galt. Da die einzelnen Filialen des Großhandels­
kontors miteinander im Umsatzwettbewerb standen,

hatte Horn zur Durchführung des Wettbewerbes so gut 
wie alle unverkäuflichen Waren unter Einschaltung des 
privaten Handels umgesetzt. Die SED erblickte darin 
eine Unterstützung des Klassengegners und verurteilte 
Horn nach Ausschluß aus der Partei als Wirtschafts­
saboteur.
Berlin, den 29. 5.1954

v. g. u.
gez. Unterschrift gez. Rudolf Niesei

»

Auch nach dem 17. 6 .195S, also im Zeichen des soge­
nannten neuen Kurses, hat sich die rechtliche Lage der 
Privatwirtschaft nicht wesentlich gebessert. Wohl tra­
ten unter dem Druck der politischen Verhältnisse einige 
wirtschaftliche und steuerrechtliche Erleichterungen ein, 
doch gilt nach wie vor das Gebot der Zweitrangigkeit 
für alle Privatuntemehmen. Wirtschaftliche Erleichte­
rungen sind infolgedessen nach dem 17.6.1953 nur 
eine vorübergehende Erscheinung gewesen. In recht­
licher Hinsicht sind Belange der Privatwirtschaft in 
jedem Falle Forderungen der volkseigenen Wirtschaft 
untergeordnet.
Seit Jahren leidet die gesamte Wirtschaft der sowjeti­
schen Besatzungssone unter zunehmendem Rohstoff­
mangel. Das Bemühen der Zonenregierung richtet sich 
vor allem darauf, die vorhandenen Rohstoffe und Fer­
tigerzeugnisse der volkseigenen Wirtschaft zuzuführen. 
Die private Industrie wird in bezug auf Rohstoffzutei­
lungen und der private Handel in der Belieferung mit 
Fertigerzeugnissen in jeder Weise benachteiligt. Eine 
Verknappung der Rohstoffbasis führt zu einer spür­
baren Einschränkung der Rohstofflieferungen an die 
private Industrie. Mit dieser Maßnahme wird ganzen 
Industriezweigen praktisch die Existenzgrundlage ent­
zogen. Es braucht nicht besonders erwähnt zu wer­
den, daß jene Industriezweige besonders benachteiligt 
sind, deren Rohstoffgrundlage infolge der wirtschaft­
lichen Beschaffenheit der sowjetischen Besatzungszone, 
der sowjetischen Reparationstaktik und des wirtschaft­
lichen Raubbaus sich von Jahr zu Jahr verringert hat. 
Hierzu gehören vor allem die Holzindustrie, die metall­
verarbeitende und zum Teil auch die Textilindustrie.

DOKUMENT 253

Es erscheint Herr Lehmann, z. Z. Westberlin, und er­
klärt: Ich war Angestellter beim Rat des Bezirkes Cott­
bus, Abt. Industrie. Als solcher betreute ich die holz­
verarbeitende Industrie im Bezirk. Die laufenden Roh­
stoffzuteilungen an die verarbeitende Industrie reichten 
im Schnitt gesehen nicht aus, um eine volle Kapazitäts­
ausnutzung sowohl der volkseigenen Betriebe als auch 
der Privatbetriebe zu gewährleisten. Der größte Teil der 
volkseigenen Betriebe arbeitete mit Verlust. Um die 
Beschäftigungslage und damit die Kostenlage der volks­
eigenen Betriebe zu bessern, sollte im Mai/Juni 1954 das 
Rohstoffkontingent der Privatbetriebe um rund 25—30% 
gekürzt werden, wobei das durch diese Kürzung frei­
werdende Material den volkseigenen Betrieben zufließen 
sollte. Diese Maßnahme war eingeleitet worden vom 
Staatssekretariat für Leichtindustrie, eine entsprechende 
Anweisung lag beim Rat des Bezirkes vor. Durch meine 
Flucht kann ich über den Ausgang dieser Maßnahme 
nichts weiter berichten.
Die Kapazität der Privatindustrie war bis dahin mit 
etwa 75% ausgelastet. Eis ist kaum anzunehmen, daß 
nach Durchführung der Rohstoffkürzungen eine Renta­
bilität vorhanden sein kann.

Berlin, den 3. 6.1954
gez. Unterschrift

v. g. u. 
gez. L e h m a n n

*
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